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SECHS Fragen an Stefan Bach

Dr. Stefan Bach, Stellvertretender Leiter 
der Abteilung Staat am DIW Berlin

Herr Bach, Sie haben untersucht, ob Zwangsanleihen 1.	
und Vermögensabgaben zum Abbau der Staatschulden 
beitragen könnten. Wie könnten solche Maßnahmen 
Ihrer Meinung nach aussehen? In vielen Ländern sind 
die Staatsschulden deutlich gestiegen, gleichzeitig 
haben wir aber auch sehr hohe Privatvermögen, die in 
der Summe die Staatsschulden in allen Ländern deutlich 
übersteigen. Das heißt, um die Staatsfinanzen zu 
stabilisieren und die Staatsverschuldung gegebenenfalls 
zu reduzieren, kann man die Privatvermögen stärker 
heranziehen. Der Staat kann das Vermögen entweder 
durch eine einmalige Abgabe, die dann sukzessive 
abgezahlt wird, belasten. Man könnte das aber auch mit 
einer Zwangsanleihe kombinieren, indem die betroffenen 
Abgabepflichtigen Schulden übernehmen müssen. Je 
nach Konsolidierungsfortschritt beim Staat können diese 
Anleihen dann später zurückgezahlt und auch verzinst 
werden. Wenn das nicht der Fall ist, dann geht das 
Ganze in eine Vermögensabgabe über.

Auf welche Art von Vermögen könnte überhaupt 2.	
zugegriffen werden? Grundsätzlich könnte auf die 
einschlägigen Vermögensarten, also Immobilienvermö-
gen, Geldvermögen und Betriebsvermögen zugegriffen 
werden. Man würde die Schulden aber sicherlich auch 
zum Abzug zulassen. Das heißt, die Bemessungsgrund-
lage wäre dann so ähnlich wie bei der alten Vermögen-
steuer. Administrativ-technische Aspekte und auch die 
Vermeidung von Härtefällen sprechen dafür, dass man 
die Abgabe auf die wohlhabenden Kreise der Bevölke-
rung konzentriert, also grob geschätzt auf die reichsten 
zehn Prozent der Bevölkerung.

Wie viel Geld würde das einbringen?3.	  Unsere Berech-
nungen ergeben für eine Vermögensabgabe, die ab 
einem individuellen Nettovermögen von 250 000 Euro 
erhoben wird, eine Bemessungsgrundlage von immerhin 
92 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Wenn die Bürger 
zehn Prozent des übersteigenden Wertes abliefern, könn-

te das ein Aufkommen von neun Prozent des Bruttoin-
landsprodukts, also rund 230 Milliarden Euro, erbringen. 
Den Schuldenstand in Deutschland könnte man damit 
schon ein deutliches Stück näher an die 60-Prozent-Gren-
ze nach Maastricht zurückführen.

Welche Vorteile haben Vermögensabgaben und Zwangs-4.	
anleihen gegenüber Steuererhöhungen? Der wesentli-
che wirtschaftliche Vorteil einer Vermögensabgabe ist, 
dass die Betroffenen diesen Abgaben nicht so einfach 
ausweichen können. Das heißt, die diesbezüglichen 
Gestaltungsmöglichkeiten sind im Gegensatz zu einer 
laufenden Besteuerung eingeschränkt. Die Kombination 
mit Zwangsanleihen könnte zudem den Steuerwider-
stand reduzieren, weil da noch die Möglichkeit besteht, 
dass ein Teil des Geldes zurückgezahlt wird.

Gilt das nur für Deutschland oder auch für die euro-5.	
päischen Krisenländer? Gerade für die Krisenländer 
wären solche Instrumente eine sinnvolle Option, um 
die durchaus vorhandenen und zum Teil stark konzent-
rierten Privatvermögen zur Refinanzierung der Staaten 
heranzuziehen. Statistiken zeigen, dass auch in Ländern 
wie Griechenland, Spanien und Italien beträchtliche 
Privatvermögen vorhanden sind, die die Staatsschulden 
deutlich übersteigen.

Ist nicht damit zu rechnen, dass diese Länder eher auf 6.	
eine europäische Vergemeinschaftung der Staatsschul-
den drängen, als sich in die private Tasche greifen zu 
lassen? Das ist natürlich das Problem bei den Rettungs-
maßnahmen und den so genannten bail-outs, dass 
tendenziell die Anstrengungen nachlassen, wenn die 
Finanzierung von der internationalen Staatengemein-
schaft ermöglicht wird. Gerade vor diesem Hintergrund 
wären solche Instrumente interessant, um zu signalisie-
ren, dass man auch bereit ist, zunächst einmal zu Hause 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um eine geordnete 
Staatsfinanzierung zu gewährleisten.

	 Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

»Belastung der Privatvermögen  
könnte Staatsfinanzen stabilisieren«
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